
Satzung

Political Science Center

§1 Name und Sitz des Vereins

1. Der Verein führt den Namen „Political Science Center“. Er soll in das Vereinsregister
eingetragen werden und danach den Zusatz „e. V.“ führen.

2. Der Verein hat seinen Sitz in Berlin.

§2 Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. Das erste Rumpfgeschäftsjahr endet am 31.
Dezember 2012.

§3 Zweck

Der Zweck des Vereins ist die Förderung der politischen Breitenbildung. Er stellt diesbezüglich
eine Internetplattform zum Meinungsaustausch zur Verfügung, erarbeitet Online-Artikel und
führt zur Erreichung des Vereinszwecks geeignet erscheinende Maßnahmen durch.

§4 Gemeinnützigkeit

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des
Abschnitts „Steuerbegünstigende Zwecke“ der Abgabenordnung.

2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Keine
Person darf durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen oder durch Ausgaben, die dem
Zweck des Vereins fremd sind, begünstigt werden.

§5 Mitgliedschaft

1. Erwerb der Mitgliedschaft

a) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person sowie jede juristische Person werden.

b) Über den schriftlichen Antrag auf Mitgliedschaft im Verein entscheidet der Vorstand.

2. Ende der Mitgliedschaft

a) tritt mit dem Tod des Mitglieds ein,

b) erfolgt nach schriftlicher Austrittserklärung, gerichtet an den Vorstand; sie ist nur zum
Schluss eines Geschäftsjahres unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat
möglich,

c) durch Ausschluss aus dem Verein, nach Beschluss des Vorstandes, wenn das Mitglied in
erheblichem Maß gegen die Vereinsinteressen verstoßen hat. Vor dem Ausschluss ist das
Mitglied persönlich oder schriftlich zu hören. Die Entscheidung über den Ausschluss
ist schriftlich zu begründen und per Einschreiben gegen Rückschein zuzustellen. Gegen
diesen Entscheid kann innerhalb einer Monatsfrist ab Zugang schriftlich Berufung beim
Vorstand eingelegt werden. Über die Berufung entscheidet die Mitgliederversammlung.
Macht das Mitglied vom Recht der Berufung innerhalb der Frist keinen Gebrauch,
unterwirft es sich dem Ausschließungsbeschluss des Vorstandes.
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§6 Sonderrechte

1. Das Mitglied Timo Gertler, geb. 12.07.1984 in Berlin-Wilmersdorf ist Vorsitzender des
Vereinsvorstandes.

2. Gründungsmitglieder sind außerordentliche Mitglieder.

3. Außerordentliche Mitglieder sind befugt im Rahmen der Mitgliederversammlung den
verbleibenden Vorstand zu wählen sowie Änderungen an der Satzung vorzunehmen.

4. Legt ein außerordentliches Mitglied seine Befugnisse nieder, so kann die Position auf
einstimmigen Beschluss der außerordentlichen Mitglieder neu vergeben werden.

5. Außerordentliche Mitglieder in diesem Sinne sind:

a) Timo Gertler, geb. 12.07.1984 in Berlin-Wilmersdorf

b) Georg Sebastian Ketter, geb. 14.11.1979 in Weilburg

c) Julia Milena Kiesow, geb. 20.08.1985 in Bochum

d) Andreas Müller, geb. 13.10.1981 in Siegen

e) Oliver Reinken, geb. 01.11.1983 in Köln

f) Lothar Joachim Steingraeber, geb. 14.12.1984 in Berlin-Steglitz

g) Julia Marie Weder, geb. am 04.05.1985 in Erlabrunn

§7 Organe

Die Organe des Vereins sind:

1. Der Vorstand

2. Die Mitgliederversammlung

§8 Der Vorstand

1. Der Vorstand des Vereins besteht aus dem Vorsitzenden und zwei Stellvertretern. Der Verein
wird gerichtlich und außergerichtlich durch den Vorsitzenden vertreten. Weiterhin können
zwei Vorstandsmitglieder den Verein gemeinschaftlich vertreten. Entscheidungen ab einem
Auftragsvolumen von 100e erfordern einen 2/3 Beschluss des Vorstandes.

2. Der Vorstand wird von den hierzu außerordentlich befugten Mitgliedern im Rahmen der
Mitgliederversammlung auf die Dauer von 2 Jahren gewählt. Er bleibt so lange im Amt, bis
eine Neuwahl erfolgt. Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode aus,
wählt die außerordentlichen Mitglieder ein Ersatzmitglied für den Rest der Amtsdauer des
ausgeschiedenen Vorstandsmitglieds.

3. Der Vorstand entscheidet über die Aufnahme neuer Mitglieder sowie über die Aufnahme
von Ehrenmitgliedern.

4. Die außerordentlich befugten Mitglieder wählen im Rahmen der Mitgliederversammlung
auf die Dauer von 2 Jahren aus den Vorstandsmitgliedern den Kassenwart.
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§9 Die Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung ist jährlich vom 1. Vorsitzenden unter Einhaltung einer Einla-
dungsfrist von sechs Wochen durch persönliche Einladung in Textform einzuberufen. Dabei
ist die vom Vorstand festgelegte Tagesordnung mitzuteilen.

2. Wahl- und stimmberechtigt im Sinne der Satzung sind grundsätzlich alle Mitglieder des
Vereins im Verfahren der einfachen Mehrheitswahl.

3. Die Mitgliederversammlung hat folgende Aufgaben:

a) Entgegennahme des Rechenschaftsberichts und Entlastung des Vorstands durch außer-
ordentliche Mitglieder gem. §6, Nr. 5 dieser Satzung.

b) Die Wahl des Vorstands erfolgt durch außerordentliche Mitglieder.

c) Beschlüsse über Satzungsänderungen und Vereinsauflösung werden durch außeror-
dentliche Mitglieder vorgenommen.

d) Entscheidungen über die Beitragsordnung (siehe §10). Dabei ist die Offenheit des
Vereins für die Allgemeinheit angemessen zu berücksichtigen.

e) Genehmigung des Haushaltsplans für das kommende Geschäftsjahr.

f) Entscheidungen über Anträge inhaltlicher Natur

g) Beschlüsse über die Berufung eines Mitglieds entgegen dem Ausschluss durch den
Vorstand.

4. Der Vorstand hat unverzüglich eine Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn das Vereins-
interesse es erfordert oder wenn mindestens 25% (mindestens fünf Personen) der Mitglieder
die Einberufung schriftlich und unter Angabe des Zwecks und der Gründe fordern.

5. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom
Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist.

§10 Mitgliedsbeiträge

1. Die Existenz und Höhe der Mitglieds- und Beitrittsbeiträge bestimmt die Beitragsordnung,
über die die außerordentlichen Mitglieder entscheiden.

2. Die Mitgliedsbeiträge sind Jahresbeiträge und jeweils am 1. Januar eines Jahres im Voraus
fällig.

3. Der Mitgliedsbeitrag kann für bestimmte Personengruppen ermäßigt werden.

4. Ehrenmitglieder sind von den Mitgliedsbeiträgen befreit.

§11 Auflösung des Vereins und Anfall des Vereinsvermögens

1. Der Verein kann durch einstimmigen Beschluss des Vorstandes oder durch Wegfall seines
bisherigen Zweckes aufgelöst werden.

2. Das Vermögen des Vereins fällt in diesem Fall an eine den gleichen Zweck fördernde
Einrichtung, sofern der Vorstand dies mit Zweidrittelmehrheit beschließt. Anderenfalls fällt
das Vermögen des Vereins an die Stadt Berlin, die es unmittelbar und ausschließlich zur
Förderung der politischen Bildung zu verwenden hat.
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